
Urschrift 
Arbeitsgericht Ulm 
- Kammern Ravensburg -
Aktenzeichen: 6 Ca 597/20
(Bitte bei allen Schreiben angeben!) 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

2 2. Juli 

In der Rechtssache 

 
- Kläg. -

Proz.-Bev.: DGB Rechtsschutz GmbH - Büro Ravensburg -
Jahnstraße 26, 88214 Ravensburg 

gegen

 

- Bekl. -

Proz.-Bev.:  

hat das Arbeitsgericht Ulm - Kammern Ravensburg - - 6. Kammer - durch die 
Richterin am Arbeitsgericht , d. ehrenamtlichen Richter  und d. ehrenamtlichen Richter  
auf die mündliche Verhandlung vom 09.07.2021 

für Recht erkannt: 

1. Die Klage wird abgewiesen.

2. Die klagende Partei hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen.

3. Der Streitwert wird auf 335,58 € festgesetzt.

4. Die Berufung wird zugelassen.
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Tatbestand 

Die Parteien streiten über die Folgen einer Quarantäneanordnung während eines bewilligten 

Urlaubs. 

Der am 03. Juni 1994 geborene Kläger ist seit mehr als sechs Monaten bei der Beklagten als 

gewerblicher Mitarbeiter in der Produktion beschäftigt. Eine Tätigkeit im Homeoffice ist dem 

Kläger nicht möglich. 

Dem Kläger wurde von der Beklagten am 19. März 2020 antragsgemäß im Zeitraum vom 17. 

September 2020 bis zum 18. September 2020 Urlaub bewilligt. Die Beklagte zahlte in der Folge 

auch das Urlaubsentgelt an den Kläger aus. Das auf diese beiden Urlaubstage entfallende Ent­

gelt betrug insgesamt 335,58 Euro brutto. 

Zumindest mit Schreiben vom 17. September 2020 hat das Ordnungsamt Meckenbeuren für 

den Kläger bis zum 29. September 2020 die häusliche Quarantäne angeordnet. Ob bereits vor­

her eine mündliche Quarantäneanordnung erfolgt ist, steht zwischen den Parteien im Streit. 

Die Beklagte rechnete die zwei Urlaubstage voll an und lehnte eine erneute Gutschrift auch 

nach Geltendmachung durch die Bevollmächtigten des Klägers ab. 

Der Kläger trägt unter anderem vor bzw. vertritt die Auffassung, 

der Kläger habe gemäß § 9 BUrlG analog einen Anspruch auf die Gutschrift der Urlaubstage. 

Nachdem er in der Arbeit mit einem Kollegen Kontakt gehabt habe, der nachweislich an Corona 

erkrankt gewesen sei, sei er am 15. September 2020 von der Arbeit nach Hause geschickt 

worden. Er habe seinem Abteilungsleiter  auf dessen Nachfrage mitgeteilt, dass er mit dem 

infizierten Kollegen Kontakt gehabt habe, jedoch mit Maske. Herr  habe da­raufhin gemeint, er 

möchte auf Nummer sichergehen und habe den Kläger zur weiteren Abklä­rung heimgeschickt. 

Am selben Tag habe er den Kontakt seinem Arzt und dem Gesundheits­amt gemeldet, die 

sofort telefonisch die Quarantäne angeordnet hätten. Gemäß dem Bundes­urlaubsgesetz sei 

der Zweck des Urlaubs die Erholung. Eine solche Erholung könne gerade nicht während 

einer Quarantäne eintreten. Diese Tatsache gelte sowohl abstrakt, als auch für diesen 

konkreten Fall. Der Kläger habe weder die Wohnung verlassen, noch Besuch empfan­gen 

können. Typische der Erholung dienende Urlaubsaktivitäten, wie Sport, Ausflüge, Verreisen 





Urteil vom 09.07.2021, 6 Ca 597/20 

-4-

Die Beklagte beantragte: 

Die Klage wird abgewiesen. 

Die Beklagte trägt unter anderem vor, bzw. vertritt die Auffassung, 

der geltend gemachte Urlaubsanspruch sei durch die bezahlte Freistellung von der Arbeitsleis­

tung erfüllt worden und somit erloschen. Der Beklagten sei bereits unbekannt, wann die Anord­

nung betreffend die Absonderung dem Kläger überhaupt zugegangen sei. Daher werde mit 

Nichtwissen bestritten, dass der Kläger sich überhaupt während seines gesamten Urlaubs bzw. 

während eines Teils hiervon in Quarantäne absondern habe müssen. Aufgrund eines mitgeteil­

ten Kontakts mit einem infizierten Kollegen sei der Kläger durch seinen Vorgesetzten, Herrn  

gebeten worden, sich mit dem Hausarzt und dem Gesundheitsamt in Ver­bindung zu setzen, 

um das weitere Vorgehen abzustimmen. Ob und mit welchem Ergebnis er dies noch am 15. 

September 2020 getan habe, entziehe sich der Kenntnis der Beklagten. Un­abhängig davon 

würden genehmigte Urlaubstage für einen Zeitraum, in dem der Arbeitnehmer nachträglich 

unter behördliche Quarantäne gestellt werde, auf den Jahrurlaub angerechnet. Auch in 

diesem Fall seien der Urlaubsanspruch und der Urlaubszweck erfüllt worden. Der Klä­ger 

habe am 17./18. September 2020 die Gewissheit gehabt, nicht zur Arbeit herangezogen zu 

werden und sich nicht zur Arbeitsleistung bereithalten zu müssen. Die Urlaubsgestaltung sei 

trotz etwaiger Absonderung sowie trotz der damit verbundenen Einschränkungen nicht in un­

zumutbarer Weise eingeschränkt gewesen. Das Bundesarbeitsgericht entscheide in mittlerweile 

ständiger Rechtsprechung, dass alle nach der Festlegung des Urlaubszeitraums eintretenden 

urlaubsstörenden Ereignisse als Teil des persönlichen Lebensschicksals grundsätzlich in den 

Risikobereich der einzelnen Arbeitnehmer fallen. Eine Umverteilung des Risikos zu Gunsten 

der einzelnen Arbeitnehmer finde nur statt, soweit der Gesetzgeber oder die Tarifvertragspar­

teien besondere Regelungen zur Nichtanrechnung von Urlaub getroffen hätten. Die Bestim­

mungen der §§ 9, 10 BUrlG seien nicht verallgemeinerungsfähige Ausnahmevorschriften, deren 

entsprechende Anwendung auf andere urlaubsstörende Ereignisse nicht in Betracht komme 

(vgl. nur BAG vom 25. August 2020 - 9 AZR 612/19). Hervorzuheben sei in diesem Zusam­

menhang, dass Arbeitnehmern durch das Bundesarbeitsgericht nicht nur weitreichende Ein­

schränkungen der Urlaubsgestaltung zugemutet werden, sondern sogar sozialversicherungs­

rechtliche Handlungsobliegenheiten nach einer fristlosen Kündigung nicht als ausreichend an­

gesehen werden, um die Urlaubsgestaltung in einer Weise zu beeinträchtigen, die die Erfüllung 

des Urlaubszwecks ausschließen könnte. Die gesetzliche Regelung in § 9 BUrlG sei demnach 

nicht entsprechend anwendbar, selbst wenn sich der Kläger am 17./18. September 2020 


























